
2. Kapitel:
Tats�chliche und rechtliche Auswirkungen der
Sanktionsregime

Kapitel 2 setzt sich mit der Frage auseinander, welche tats�chlichen und
rechtlichen Auswirkungen die Sanktionsregime hervorrufen. Auf der einen
Seite gilt es zu erçrtern, welche Auswirkungen die Sanktionsregime f�r
Nichtgelistete, wie Finanzdienstleister, Kreditinstitute, Unternehmen und
sonstige Dritte haben. Auf der anderen Seite wird untersucht mit welchen
Einschr�nkungen ein Gelisteter selbst zu rechnen hat.

A. Mçgliche Auswirkungen f�r Nichtgelistete durch die
Sanktionsregime – Einfallstore im deutschen Recht

Die Terrorismusbek�mpfung und die damit einhergehenden gesetzlich
getroffenen Maßnahmen zu seiner Unterbindung haben sich, wie bereits
eingehend beschrieben,302 insbesondere seit den Anschl�gen vom 11. Sep-
tember 2001 stark ver�ndert. So ist es mittlerweile nicht mehr ausschließ-
lich Aufgabe von Polizei, Milit�r und nationalen Sicherheitsbehçrden,
gegen die latente Terrorismusgefahr vorzugehen, sondern auch ein Teil des
t�glichen Gesch�fts von Banken, Versicherungen und grunds�tzlich allen
am Wirtschaftsverkehr teilnehmenden Personen und Organisationen
geworden.303 F�r diese bestehen nun aufgrund der Sanktionsregime einige
einschneidende Verhaltenspflichten, die sich insbesondere aus dem umfas-
senden Bereitstellungsverbot von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen
gegen�ber Terroristen und terroristischen Vereinigungen ergeben, die weit
�ber die bis dahin allgemein bestehenden Verpflichtungen aus der klassi-
schen Exportkontrolle hinausgehen. Bei Verstçßen gegen die Bestimmun-
gen aus den beiden Sanktionsregimen drohen allen am Wirtschaftverkehr
teilnehmenden Personen und Organisationen erhebliche Sanktionen. Wel-
che tats�chlichen und rechtlichen Konsequenzen konkret f�r Nichtgelistete
bestehen, wird nun im Folgenden n�her dargestellt.304
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302 1. Kapitel: A. III. 2. u. 3.
303 Eine Strategie zur Terrorismusbek�mpfung liegt in der erhçhten Kontrolle von Finanzbewe-

gungen, bei der insbesondere die Mitwirkungspflichten Privater intensiviert wurden; dazu
Hetzer, ZRP 2002, 407 (407 ff.); Sauer, NVwZ 2005, 275 (279); M�ller, VersR 2004, 1239
(1241 f.); Jahn, ZRP 2002, 109 (109 ff.).

304 Auf eine separate Betrachtung der beiden Sanktionsregime wird an dieser Stelle verzichtet,
da diesbez�glich im Wesentlichen Deckungsgleichheit vorliegt.



I. Strafrechtliche Folgen
Bez�glich beider Sanktionsregime sind als mçgliche Konsequenzen von
Verstçßen in erster Linie strafrechtliche Folgen und deren Nebenfolgen zu
bef�rchten.

1. Strafbarkeiten nach dem AWG
Aus den Sanktionsverordnungen ergibt sich f�r die Mitgliedstaaten die
Pflicht, Verstçße gegen die bestehenden Ge- und Verbote durch nationales
Recht entsprechend zu sanktionieren.305 Strafrechtliches Einfallstor im
deutschen Recht ist das Außenwirtschaftsgesetz, wobei die maßgeblichen
Strafrechtsnormen insbesondere in § 34 Abs. 4 AWG, aber auch in § 34
Abs. 5, 6 und 7 AWG306 zu sehen sind.307

a. § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 2 AWG – Vors�tzliches Handeln
Nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 AWG i. V. m. § 70a AWV (i. V. m. § 69d AWV) macht
sich derjenige strafbar, der vors�tzlich gegen das in den Sanktionsregimen
verh�ngte Waffenembargo308 verstçßt. In § 69d AWV ist ausdr�cklich auf-
gef�hrt, dass der Verkauf und die Ausfuhr von in Teil I Abschnitt A der
Ausfuhrliste (Anlage AL) erfassten G�tern an die in den EG-Verordnungen
Gelisteten verboten ist. Wer gegen dieses Verbot verstçßt, macht sich nach
§ 34 Abs. 4 Nr. 1 AWG i. V. m. § 70a AWV strafbar.

Alle anderen Verstçße gegen die in den EG-Verordnungen enthaltenen
Ge- und Verbote309 werden durch § 34 Abs. 4 Nr. 2 AWG i. V. m. § 70a AWV
erfasst. Dabei ist die Wirksamkeit einer Listung f�r eine Strafbarkeit nach
dieser Vorschrift tatbestandliche Voraussetzung, da nur derjenige gegen
das Bereitstellungsverbot verstçßt, der Gelder oder wirtschaftliche Ressour-
cen einem wirksam Gelisteten zu Verf�gung stellt.

Das Strafmaß bei vors�tzlichen Verstçßen betr�gt zwischen 6 Monaten
und bis zu 5 Jahren Freiheitsstrafe. T�ter kann dabei jeder sein, der gegen
die beschriebenen Ge- und Verbote handelt. Unter Ber�cksichtigung von
§ 14 Abs. 1 und 2 StGB kommen f�r den T�terkreis damit insbesondere lei-
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305 Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002, ABl. L 139 vom 29. 05. 2002, S. 9; und Art. 9 der
Verordnung (EG) Nr. 2580/2001, ABl. L 344 vom 28. 12. 2001, S. 70.

306 Als Auszug findet sich § 34 Abs. 4, 5, 6 Nr. 2 und 4 und Abs. 7 AWG im Anhang unter E.
307 Zur Strafbarkeit nach § 34 Abs. 4 AWG ausf�hrlich: Bieneck, Handbuch des Außenwirt-

schaftsrechts mit Kriegswaffenkontrollrecht, 2005, 4. Abschnitt: Sanktionierung von Verstç-
ßen; Diemer, in Erbs/Kohlhaas (Hg.), Strafrechtliche Nebengesetze, Loseblatt (Stand 2009),
A 217 (AWG), § 34 AWG, Hohmann, in Hohmann/John (Hg.), Kommentar zum Ausfuhrrecht,
2002, § 34 AWG.

308 Siehe dazu n�her: 1. Kapitel: B. I. 3. e. bez�glich des Taliban-Sanktionsregimes und 1. Kapi-
tel: B. II. 1. f. bez�glich des Terrorismus-Sanktionsregimes.

309 Zu den Ge- und Verboten der jeweiligen EG-Verordnungen – wie dem Einfriergebot, Bereit-
stellungsverbot, Unterst�tzungs- und Umgehungsverbot – siehe unter 1. Kapitel: B. I. 3. und
1. Kapitel: B. II. 1. d.



tende Angestellte des Unternehmens sowie zust�ndige Sachbearbeiter in
Betracht, aber auch allgemein Vertretungsberechtigte sowie die vertretungs-
berechtigten Organe, wie etwa der Vorstand oder die Gesch�ftsf�hrer.
Nat�rlich sind weltweit agierende Unternehmen in besonders hohem Maß
betroffen, jedoch ist ein, im Außenwirtschaftsrecht in der Regel �blicher
grenz�berschreitender Bezug gerade nicht mehr erforderlich. Eine fr�her
notwendige Auslandsber�hrung ist f�r die Anwendbarkeit des § 34 Abs. 4
AWG heute nicht mehr erforderlich. Ger�gte Strafbarkeitsl�cken310 auf-
grund von zum Teil fehlender Auslandsber�hrung wurden durch die Neu-
fassung des AWG von 2006311 geschlossen.312

b. § 34 Abs. 5 AWG – Versuchsstrafbarkeit
Nach § 34 Abs. 5 AWG ist der Versuch i. S. d. §§ 22, 23 StGB ebenfalls straf-
bar.

c. § 34 Abs. 6 AWG – Qualifikationsmerkmale
Qualifikationsmerkmale sind in § 34 Abs. 6 AWG enthalten. Werden diese
vors�tzlich erf�llt, handelt es sich um einen besonders schweren Fall der
Straftat. Solche Verstçße kçnnen mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren
geahndet werden und gelten damit als Verbrechen i. S. d. § 12 Abs. 1 StGB.

d. § 34 Abs. 7 AWG – Fahrl�ssiges Handeln
Die in der Praxis wohl am h�ufigsten eintretende Begehungsweise eines
Sanktionsverstoßes d�rfte die fahrl�ssige sein. Diese ist durch § 34 Abs. 7
AWG strafbewehrt mit einem Strafrahmen von immerhin bis zu drei Jahren
Freiheitsstrafe oder Geldstrafe.

e. Nationale Zust�ndigkeiten
Die Pr�fung, ob ein Unternehmen oder ein sonstiger nichtgelisteter Dritter
gegen die Ge- und Verbote aus den EG-Antiterrorismusverordnungen ver-
stoßen hat, wird nicht von einer Stelle alleine vorgenommen. Als daf�r
zust�ndige nationale Stellen kommen mehrere Behçrden in Betracht.

Zun�chst kann eine solche Pr�fung von der Deutschen Zollbehçrde im
Rahmen ihrer Zust�ndigkeiten durchgef�hrt werden. Intern sind f�r mçgli-
che Verstçße gegen § 34 Abs. 4 AWG die entsprechenden Hauptzoll�mter
zust�ndig, welche einer der Bundesfinanzdirektionen unterstehen, die wie-
derum dem Bundesministerium der Finanzen unterstellt sind. Zudem sind
die entsprechenden Zollfahndungs�mter, die an das Zollkriminalamt ange-
schlossen sind, die pr�fenden Stellen, § 37 AWG.313
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310 Dannecker/Freitag, ZStW 2004, 797 (799, 805f.); Peuser, DuD 2006, 680 (681).
311 Dazu n�her: Bieneck, NStZ 2006, 608 (608–614).
312 Meyer/Macke, HRRS 2007, 445 (460).
313 Auf eine private Anfrage bei der zentralen Auskunftsstelle beim Informations- und Wissens-

management des deutschen Zolls vom 18. 06. 2009 wurde am 30. 06. 2009 die unverbindli-



Eine weitere zust�ndige Behçrde, die pr�ft, ob Unternehmen gegen die
Sanktionsregime verstoßen, ist die jeweils çrtlich zust�ndige Oberfinanzdi-
rektion. Bei einer von ihr durchzuf�hrenden Außenwirtschaftspr�fung
i. S. d. § 44 I AWG ist die Aufdeckung eines Verstoßes wohl am wahrschein-
lichsten.

Die Aufdeckung strafbarer Verstçße gegen die Verordnungen durch
Unternehmen ist jedoch auch durch das Bundesamt f�r Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) im Rahmen einer Zul�ssigkeitspr�fung denkbar.

Werden tats�chlich Verdachtsmomente durch die oben genannten Stellen
festgestellt, m�ssen die belastenden Informationen an die zust�ndigen
Strafverfolgungsbehçrden weitergeleitet werden. Die sachliche Zust�ndig-
keit der Staatsanwaltschaft bestimmt sich nach den allgemeinen Zust�ndig-
keitsregeln, insbesondere § 142 GVG. Gekoppelt ist diese an die Zust�ndig-
keitsregeln der jeweiligen Gerichte; maßgeblich daf�r sind insbesondere
§ 25 GVG (Amtsgericht), § 74 GVG (Landgericht) und § 120 GVG (Oberlan-
desgericht). Als Besonderheit bestimmt § 120 Abs. 2 Nr. 4 GVG, dass bei
Straftaten nach dem Außenwirtschaftsgesetz, die eine besondere Bedeu-
tung aufweisen, der Generalbundesanwalt das Verfahren an sich ziehen
kann, auch wenn grunds�tzlich eine andere Zust�ndigkeit bestehen w�rde.
Neben den sachlich zust�ndigen Staatsanwaltschaften kommen als mçgli-
che Strafverfolgungsbehçrden zudem die Hauptzoll�mter und Zollfahn-
dungs�mter in Betracht. Sie sind nach § 37 Abs. 3 AWG Ermittlungsper-
sonen der Staatsanwaltschaft. Die çrtliche Zust�ndigkeit bemisst sich nach
§ 38 AWG sowie allgemein nach §§ 7ff. StPO.

Die berechtigte und interessante Frage, ob es in Deutschland bisher schon
strafrechtliche Ermittlungsverfahren oder gar Verurteilungen aufgrund
eines Verstoßes gegen die EG-Terrorismusverordnungen und damit gegen
das Außenwirtschaftsgesetz gibt, wurde als kleine Anfrage der Abgeord-
neten U. Jelpke, J. Korte, K. Naumann, S. Dagdelen und der Fraktion DIE
LINKE am 16. 08. 2007 an die Bundesregierung gestellt.314 Die Antwort lau-
tete, dass der Bundesregierung bisher keine F�lle bekannt seien. Eine wei-
tere kleine Anfrage, die auch die Terrorverdachtslisten der Vereinten Natio-
nen und ihre Auswirkungen zum Inhalt hatte, wurde von dem
Abgeordneten H. Kluck (FDP/DVP) am 13. 06. 2006 an den Landtag von
Baden-W�rttemberg gestellt.315 Die Antwort brachte diesbez�glich indes
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che Antwort erteilt, dass �ber eventuelle Verdachtsf�lle bez�glich mçglicher Verstçße gegen
§ 34 AWG i. V. m. den EG-Antiterrorismusverordnungen kein Kenntnisstand vorliegt. Dies-
bez�glich solle bei den entsprechenden Behçrden vor Ort, wie z. B. der Staatsanwaltschaft
oder dem Zollkriminalamt nachgefragt werden.

314 BT-Drs. 16/6236, Bl. 4.
315 Landtag von B-W Drucksache 14/13 vom 13. 06. 2006; der Schwerpunkt dieser Anfrage

befasste sich mit den mçglichen Auswirkungen, die die Terrorverdachtslisten f�r B�rger
haben.



keine abweichenden oder neuen Erkenntnisse. Erw�hnenswert ist aller-
dings, dass es bis dahin zwar noch nicht zu einer Verurteilung eines Unter-
nehmens, aber zur Verurteilung einer nat�rlichen Person wegen Verstoßes
gegen die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 gem. § 34 Abs. 4 AWG kam. So ent-
schieden durch das Amtsgericht Stuttgart am 29. 11. 2005,316 welches eine
der ersten strafgerichtlichen Entscheidungen zum strafbaren Verstoß gegen
die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 darstellt.317

2. Strafrechtliche Nebenfolgen: Verfall und Einziehung
Neben dem sehr hohen Strafbarkeitsrisiko, das den Einzelnen treffen kann,
bestehen zus�tzlich andere Risiken, mit denen der T�ter bzw. das jeweilige
Unternehmen mçglicherweise rechnen muss. Gemeint sind hier strafrecht-
liche Nebenfolgen, wie die Verfallsanordnung oder die Einziehung.

Im Falle einer strafrechtlichen Verurteilung nach dem AWG, kann der
entscheidende Richter strafrechtliche Nebenfolgen verh�ngen, § 36 AWG.
Neben dem § 36 AWG sind die allgemeinen Vorschriften zum Verfall und
zur Einziehung aus dem Strafgesetzbuch – §§ 73ff. StGB und §§ 74ff. StGB
– grunds�tzlich anwendbar. Nach § 73 StGB ist demnach eine Verfalls-
anordnung mçglich. Beachtenswert ist, dass f�r eine solche Verfallsanord-
nung nicht das Nettoprinzip gilt, sondern das wesentlich einschneidendere
Bruttoprinzip zur Anwendung kommt.318 Damit erstreckt sich der Verfall
nicht nur auf den erwirtschafteten Gewinn, sondern erfasst alle im Zusam-
menhang mit der Tat geflossenen Betr�ge, also auch gezogenen Nutzen, Sur-
rogate und alles sonstige Erlangte.319 Neben der Verfallsanordnung kann bei
Vorliegen einer Straftat nach § 34 AWG auch die Einziehung der Gegenst�n-
de, auf die sich die Tat bezieht, angeordnet werden (§ 74 StGB). Die erwei-
terte Einziehung nach § 74 a StGB i. V. m. § 36 Abs. 2 AWG sowie die Ein-
ziehung des Wertersatzes nach § 74 c StGB und die Einziehung beim
Unternehmen selbst nach § 75 StGB sind weitere denkbare Folgen.

Wenngleich es sich hier „nur“ um strafrechtliche „Nebenfolgen“ handelt,
kçnnen diese ganz erhebliche Belastungen f�r Unternehmen hervorrufen.
Insbesondere kleinere bis mittlere Unternehmen werden vor gravierende
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316 Amtsgericht Stuttgart, Urteil vom 29. November 2005, 105 Ls 3 Js 45014/05. Der Kl�ger hat
an einen Repr�sentanten der radikalislamistischen Gruppierung „Ansar Al Islam“ Geld zur
Weiterleitung zu den f�hrenden Stellen der „Ansar Al Islam“ im Irak �bergeben. Der Kl�ger
hat damit gegen die besagte Antiterrorismusverordnung verstoßen und sich nach Art. 34
Abs. 4 AWG strafbar gemacht.

317 Ricke, ZfZ 2006, 173 (173).
318 BGH, Urteil vom 19. 11. 1993 – 2 StR 468/93 (LG Kçln) – NStZ 1994, 123; Bieneck, Handbuch

des Außenwirtschaftsrechts mit Kriegswaffenkontrollrecht, 2005, S. 669 ff.; Schlarmann/
Spiegel, NJW 2007, 870 (873).

319 Zum Verfall (§§ 73 ff. StGB) und zur Einziehung (§§ 74ff. StGB), Eser, in: Schçnke/Schrçder,
StGB, 2006, §§ 73ff. (speziell zum Bruttoprinzip, § 73, Rn. 17), §§ 74ff.; Fischer, StGB, 2010,
§§ 73ff. (zum Bruttoprinzip, § 73, Rn. 3), §§ 74ff.



Schwierigkeiten gestellt, die sie bis an ihre finanziellen Leistungsgrenzen
f�hren kçnnen.

II. Gewerbliche Folgen
Neben den strafrechtlichen Konsequenzen sind ferner negative gewerbliche
Auswirkungen mçglich.

1. Geldbußen nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG)
Zun�chst kommt die Verh�ngung eines Bußgeldes nach § 130 OWiG wegen
Verletzung von Aufsichtsmaßnahmen durch den Inhaber eines Unterneh-
mens, wie z. B. Vorstandsmitglieder oder Gesch�ftsf�hrer des Unterneh-
mens, in Betracht. Der Tatbestand ist erf�llt, wenn zum einen ein Verstoß
gegen die in den Verordnungen enthaltenen Ge-und Verbote vorliegt und
zum anderen durch die Aufsichtspflichtigen keine ausreichenden Kontroll-
maßnahmen zur Vermeidung dieser strafbaren Verstçße geschaffen wurden.
Als Rechtsfolge kann gegen�ber dem Inhaber des Unternehmens bzw. den
vertretungsberechtigten Organen bei vors�tzlichen Vergehen eine Geldbuße
von bis zu einer Million Euro verh�ngt und bei fahrl�ssiger Begehungs-
weise ein Bußgeld von immerhin bis zu 500000 Euro ausgesprochen wer-
den.

Dar�ber hinaus kann auch eine Unternehmensgeldbuße320 nach § 30
OWiG verh�ngt werden, wenn ein Verstoß gegen das AWG oder gegen
§ 130 OWiG festgestellt worden ist. Auch hier kann diese Geldbuße bei vor-
s�tzlicher Begehungsweise bis zu einer Million Euro und bei fahrl�ssiger
bis zu 500 000 Euro betragen. Beachtenswert ist, dass die Geldbuße in
einem selbst�ndigen Verfahren nach § 30 Abs. 4 OWiG verh�ngt werden
kann, wenn wegen der Tat, die die Leitungsperson i. S. d. § 30 Abs. 1
OWiG begangen hat, ein Verfahren nicht eingeleitet oder sogar eingestellt
wurde.321

2. Gewerbeuntersagung wegen Unzuverl�ssigkeit nach
§ 35 Abs. 1 GewO

Bei vermehrten Verstçßen gegen die EG-Verordnungen ist als weitere Kon-
sequenz eine Gewerbeuntersagung wegen Unzuverl�ssigkeit nach § 35
Abs. 1 GewO vorstellbar.

3. Eintr�ge ins Gewerbezentralregister
Verh�ngte Geldbußen kçnnen nach § 149 Abs. 2 Nr. 3 GewO zu Eintr�gen in
das Gewerbezentralregister f�hren und die Gewerbeuntersagung wegen
Unzuverl�ssigkeit kann nach § 149 Abs. 2 Nr. 1 lit. b. GewO erfolgen. Soll-
ten sich solche Eintr�ge h�ufen, kçnnte es auch sein, dass Auftraggeber der

112

2. Kapitel: Tats�chliche und rechtliche Auswirkungen der Sanktionsregime

320 Gçhler/G�rtler/Seitz, Gesetz �ber Ordnungswidrigkeiten, 2009, § 30 Rn. 1ff.
321 Gçhler/G�rtler/Seitz, Gesetz �ber Ordnungswidrigkeiten, 2009, § 30 Rn. 39ff.



çffentlichen Hand zu dem Schluss kommen, einen nicht vertrauensw�rdi-
gen Gesch�ftspartner vor sich zu haben, mit der Folge der Nichtber�cksich-
tigung bei der Vergabe von çffentlichen Auftr�gen.322 Allgemein kçnnen
solche Eintr�ge damit erheblichen Einfluss auf die k�nftige T�tigkeit des
Unternehmens haben. Eine Ber�cksichtigung dieser Eintr�ge ist auch bei
anderen Verwaltungsentscheidungen denkbar, so z. B. nach § 150a Abs. 1
Nr. 2 lit. c GewO bei solchen Verwaltungsentscheidungen, die im Zusam-
menhang mit dem Straßenverkehrsgesetz, dem Personenbefçrderungsgesetz
oder G�terkraftverkehrsgesetz ergehen.323

4. Auswirkungen auf die Risikobewertung
Wurden Ordnungswidrigkeits- und Strafverfahren aufgrund von Verstçßen
gegen die Ge- und Verbote der EG-Verordnungen eingeleitet, ist als weitere
mçgliche Konsequenz eine erhçhte Risikobewertung im Rahmen des durch
die deutsche Zollverwaltung bundesweit eingef�hrten IT-Verfahrens „DEB-
BI“ in Betracht zu ziehen. Auf diese Weise ist in Anlehnung an gleichartige
Bestrebungen der EU-Kommission die Arbeitsmethode der Risikoanalyse
eingef�hrt worden. Ein zentraler Grundpfeiler der Arbeitsmethode ist die
„dezentrale Beteiligtenbewertung“, bei der untersucht wird, wie hoch die
Wahrscheinlichkeit ist, dass am Wirtschaftsverkehr Beteiligte direkt oder
indirekt gegen Zollvorschriften verstoßen.324 Als eine mçgliche Folge einer
erhçhten Risikobewertung kçnnen erhçhte Sicherheiten oder B�rgschaften
verlangt werden, die f�r die Erlangung von Bewilligungen erforderlich
sind, oder die Bewilligung kann von zus�tzlichen Auflagen abh�ngig
gemacht werden.

Wie schon angedeutet, existiert nicht nur auf deutscher Ebene eine
Arbeitsmethode der Risikobewertung, sondern auch auf europ�ischer Ebe-
ne. Solche Risikobewertungen fußen insbesondere auf dem neuen EU-Zoll-
kodex.325 Danach kann ein Verstoß gegen die EG-Verordnungen zur Folge
haben, dass dem Unternehmen die – nach dem EU-Zollkodex eingef�hrte
– begehrte Einstufung als „zugelassener Wirtschaftbeteiligter“326 (ZWB) ver-
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322 Moritz, AW-Prax 2004, 63 (64).
323 Meyer/Macke, HRRS 2007, 445 (460).
324 Siehe hierzu auf der Homepage vom Deutschen Zoll, unter: www.zoll.de, der N�heres zum

IT-Verfahren DEBBI ausf�hrt, wie z. B. die „Vorl�ufige Verfahrensanweisung zum IT-Verfah-
ren DEBBI (Dezentrale Beteiligtenbewertung)“ abrufbar unter: http://www.zoll.de/e0_
downloads/c0_merkblaetter/va_debbi.pdf (zuletzt gepr�ft am 25. 04. 2011).

325 Mehr dazu in Weerth, Der neue Zollkodex, 2007; siehe auch die entsprechende Verordnung
zum modernisierten Zollkodex: Verordnung (EG) Nr. 450/2008 des Europ�ischen Parlaments
und des Rates vom 23. April 2008, ABl. EU L 145, S. 1.

326 Mehr dazu in Mçller/Schumann/Summersberger, Der zugelassene Wirtschaftsbeteiligte,
2008; sowie auf der Homepage des deutschen Zolls, der allgemeine Fragen zum zugelasse-
nen Wirtschaftsbeteiligten beantwortet, unter: http://www.zoll.de/faq/faq_aeo/allgemein_
aeo/index.html (zuletzt gepr�ft am 25. 04. 2011).



weigert wird. Die Bewilligung dieses Status ist allgemein an umfangreiche
Voraussetzungen hinsichtlich der Zuverl�ssigkeit, der Zahlungsf�higkeit,
der bisherigen Einhaltung der einschl�gigen Rechtsvorschriften sowie gege-
benenfalls der Erf�llung bestimmter Sicherheitsstandards gekn�pft. Zu den
Grundanforderungen der Erlangung des Status als ZWB z�hlen damit unter
anderen die Absicherung des Warenverkehrs gegen�ber Terrorverd�chtigen
und verbunden damit die Befolgung der EG-Antiterrorismusverordnun-
gen.327 Neben zahlreichen Handelserleichterungen liegt insbesondere ein
begehrter Vorteil des Status des ZWB in bevorzugten Abfertigungsmodalit�-
ten, welche einem Unternehmen bei Versagung des Status verwehrt blie-
ben, was besonders f�r Logistikunternehmen erhebliche Nachteile bedeu-
ten w�rde.328

Allgemein kann man festhalten, dass Verstçße gegen die EG-Antiterroris-
musverordnung zu einer negativen Risikobewertung und damit zur Einstu-
fung als unzuverl�ssig f�hren kçnnen.329 Dies wiederum kann den Entzug
vereinfachter Verfahren nach sich ziehen, was f�r viele Unternehmen
sicherlich eine nicht zu untersch�tzende Gefahr bedeutet.330 Neben der
Gefahr des Verlustes der Mçglichkeit der Nutzung vereinfachter Verfahren
bei Verstçßen gegen die EG-Antiterrorismusverordnung ist ferner eine
zus�tzliche Belastung durch h�ufigere Betriebspr�fungen sehr wahrschein-
lich. Denn es ist davon auszugehen, dass Unregelm�ßigkeiten und Verstçße
gegen das Außenwirtschaftsgesetz das Misstrauen der zust�ndigen Behçr-
den wecken und auf diese Weise Anlass zur vermehrten Kontrolle liefern.

III. Sonstige, mittelbare Folgen
Daneben sind weitere mittelbare Auswirkungen denkbar. So ist es gut vor-
stellbar, dass durch den Verstoß gegen die EG-Antiterrorismusverordnun-
gen ein negatives Image entstehen kann. Denn durch solche Verstçße kann
es passieren, dass in der �ffentlichkeit oder bei den jeweiligen Gesch�fts-
partnern der Eindruck entsteht, dass es sich hier um ein Unternehmen han-
delt, das auf irgendeine Art und Weise mit terrorismusverd�chtigen Per-
sonen oder Vereinigungen im Zusammenhang steht.331 Zu der daraus
resultierenden allgemeinen Sch�digung des Ansehens eines Unternehmens
kann dies einen Verlust von Stammkunden bedeuten.
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327 Hohmann, AW-Prax 2008, 29 (29 f.).
328 Dolle-Helms, VW 2009, 959 (959).
329 Vergl. dazu auch den FAZ-Zeitungsartikel von Pergande, „Die T�cken der Terrorlisten“,

FAZ, 24. 03. 2009, S. 3.
330 Moritz, in: Ehlers/Wolffgang/Lechleitner, et al. (Hg.): Risikomanagement im Exportkontroll-

recht, 2004, S. 188 f.; Meyer/Macke, HRRS 2007, 445 (459f.); Puschke/Hohmann, Basiswis-
sen Sanktionslisten, 2008, S. 44.

331 M�ller, VersR 2004, S. 1239 (1242).



Die Stçrung von Gesch�ftsbeziehungen, die bis zum Verlust von Ge-
sch�ftspartnern f�hren kann, ist neben der eben aufgezeigten Mçglichkeit
noch auf andere Weise denkbar. So kçnnten es beispielsweise islamische
Unternehmen als diskriminierend und herabw�rdigend empfinden, wenn
Gesch�ftspartner in Deutschland einen Abgleich mit den Terrorlisten und
den jeweiligen Gesch�ftsdaten vornehmen, bevor sie weiter mit ihnen
Gesch�fte betreiben.332

IV. Mçgliche Auswirkungen f�r Privatpersonen
Neben den oben beschriebenen Auswirkungen f�r Finanzdienstleister, Kre-
ditinstitute und sonstige Unternehmen, die schwerpunktm�ßig von den
Sanktionsregimen betroffen sind, kçnnen jedoch auch Privatpersonen, die
sich am allgemeinen Wirtschaftverkehr beteiligen, von den Sanktions-
regimen negativ tangiert werden.

So kçnnen die Sanktionsregime eine beachtliche Rolle f�r den allgemei-
nen Grundst�cksverkehr einnehmen, was der Fall Mçllendorf mit Urteil
vom EuGH333 anschaulich verdeutlicht. Dem Sachverhalt lag die Ableh-
nung der gew�nschten Eigentumsumschreibung durch das zust�ndige
Grundbuchamt zugrunde. Die Mçllendorfs hatten ihr Grundst�ck an eine
K�ufer-GbR verkauft, wobei einer der K�ufer in der Zwischenzeit, also
nach Abschluss des Kaufvertrages aber vor endg�ltiger Eigentums-
umschreibung, in die UN-Terrorliste aufgenommen wurde. Das zust�ndige
Kammergericht Berlin hat daraufhin das Verfahren ausgesetzt und den
EuGH zu Vorabentscheidung angerufen. Der kam in seinem Urteil zu dem
Schluss, dass Art. 2 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 dahin aus-
zulegen sei, dass er selbst dann der Eigentumsumschreibung im Grundbuch
entgegensteht, wenn die Aufnahme in die entsprechende Liste erst erfolgt,
wenn sowohl der Grundst�ckskaufvertrag, die Auflassungserkl�rung als
auch die Kaufpreiszahlung bereits geschehen sind.334 Damit wird klar,
dass die Sanktionsregime erhebliche Folgen f�r den gesamten Grundst�cks-
verkehr mit sich bringen. Denn es ist nicht nur – wie man vielleicht
zun�chst annehmen mçchte – dem Gelisteten selbst untersagt, ein Grund-
st�ck zu kaufen oder zu verkaufen, sondern auch jedem unbeteiligten Drit-
ten ist es untersagt, sein Grundst�ck an Gelistete zu verkaufen bzw. sein
Eigentum zu �berschreiben. Beachtet er die Beschr�nkungen aus den Sank-
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332 Moritz, AW-Prax 2004, 63 (64 f.); Dahme, Terrorismusbek�mpfung durch Wirtschaftssanktio-
nen, 2007, S. 515.

333 EuGH, Rs. C-117/06, Urteil vom 11. 10. 2007, Slg. 2007 I-08361 – Mçllendorfs.
334 So die Leits�tze aus EuGH, Rs. C-117/06, Urteil vom 11. 10. 2007, Slg. 2007 I-08361 – Mçl-

lendorfs.



tionsregimen nicht, hat er insbesondere mit erheblichen R�ckabwicklungs-
problemen zu rechnen.335

Neben dem Grundst�cksverkehr sind auch andere Lebensbereiche denk-
bar, in denen der B�rger mit ungeahnten Schwierigkeiten aufgrund der
Sanktionsregime konfrontiert werden kann. Statt eines Grundst�ckverkaufs
w�re auch jeder andere Verkauf von beweglichen und unbeweglichen
Sachen in Betracht zu ziehen. Weiter erscheint mçglich, dass ein Arbeit-
nehmer f�r ein Unternehmen t�tig ist, welches auf eine der Terrorlisten
gestellt wurde. F�r den Angestellten w�rde das mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit fr�her oder sp�ter den Verlust seines Arbeitsplatzes
bedeuten. Denn durch eine Listung kann wohl davon ausgegangen werden,
dass das Unternehmen handlungsunf�hig wird. Dar�ber hinaus w�re eine
Situation vorstellbar, in der eine Privatperson einen Dritten, der zuf�llig auf
der Sanktionsliste steht, beauftragt und dann durch die sp�ter f�llige Ent-
lohnung gegen die Sanktionslisten verstçßt. Denkbar w�ren weiter Spen-
denf�lle, bei denen eine Privatperson an eine Organisation Geld spendet,
wobei sich im Nachhinein herausstellt, dass diese gelistet war.

Gut erkennbar sind hier viele Szenarien erdenklich, in denen der
ahnungslose/rechtschaffene B�rger mit den Sanktionsregimen in Konflikt
geraten kann. In der Praxis wird man jedoch davon ausgehen kçnnen, dass
es eher in wenigen F�llen zu einer Ahndung der Verstçße und damit zu
strafrechtlichen Sanktionen oder finanziellen Auswirkungen f�r private
Dritte kommen wird. Dies ergibt sich einerseits aus den Schwierigkeiten,
die komplette wirtschaftliche Beteiligung privater Dritter zu �berpr�fen
und dementsprechend mçgliche Verstçße aufzudecken, und andererseits
wird es �berwiegend an einem zumindest nçtigen Fahrl�ssigkeitsvorwurf
scheitern. Denn man wird schwerlich von privaten Dritten verlangen kçn-
nen, dass sie in allen Lebenssituationen einen Datenabgleich mit den Sank-
tionslisten vornehmen, bevor sie ein Gesch�ft t�tigen.336

V. Zwischenres�mee
Die soeben aufgezeigten Auswirkungen der Sanktionsregime f�r Nichtgelis-
tete, die sowohl strafrechtliche, gewerbliche als auch private Folgen nach
sich ziehen kçnnen, lçsen auch f�r die Nichtgelisteten nicht zu untersch�t-
zende Rechtsbeeintr�chtigungen aus. Durch die Ge- und Verbote der Sank-
tionsregime und ihre Strafbewehrtheit sind die Eigentumsrechte der Nicht-
gelisteten am schwerwiegendsten betroffen. Daneben kommt aufgrund der
Strafbewehrtheit von Verstçßen eine Freiheitsentziehung in Betracht, die in
die Freiheit der Person eingreift. Ferner ist es mçglich, dass Nichtgelistete

116

2. Kapitel: Tats�chliche und rechtliche Auswirkungen der Sanktionsregime

335 Siehe dazu n�her Schmucker, DNotZ 2008, 688 (698ff.); Meyer/Macke, HRRS 2007, 445
(464 f.).

336 So auch, Meyer/Macke, HRRS 2007, 445 (464 ff.).
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